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696. Bundesgesetz: Änderung des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967
(NR: GP XVIII RV 263 AB 335 S. 52. BR: AB 4191 S. 548.)

697. Bundesgesetz: Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 1988 und des Nationalbankgesetzes 1984
(NR: GP XVIII IA 238/A AB 352 S. 52. BR: AB 4194 S. 548.)

698 . Bundesgesetz: Änderung des Ausgleichsabgabegesetzes
(NR: GP XVIII IA 258/A AB 353 S. 52. BR: AB 4195 S. 548.)

696. Bundesgesetz, mit dem das Familienla-
stenausgleichsgesetz 1967 geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Familienlastenausgleichsgesetz 1967, BGBl.
Nr. 376, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 367/1991, wird wie folgt geändert:

1. § 8 Abs. 2 bis 4 lauten:

„(2) Die Familienbeihilfe beträgt für jedes Kind
ab 1. Jänner 1992 monatlich 1 400 S; ab 1. Juli 1992
beträgt die Familienbeihilfe für jedes Kind monat-
lich 1 450 S. Die Familienbeihilfe erhöht sich für
jedes Kind ab Beginn des Kalenderjahres, in dem
das Kind das 10. Lebensjahr vollendet, um monat-
lich 250 S.

(3) Die Familienbeihilfe einer Vollwaise (§ 6)
beträgt ab 1. Jänner 1992 monatlich 1 400 S und ab
1. Juli 1992 monatlich 1 450 S; sie erhöht sich ab
Beginn' des Kalenderjahres, in dem die Vollwaise
das 10. Lebensjahr vollendet, um monatlich 250 S.

(4) Für jedes Kind, das erheblich behindert ist,
erhöht sich die Familienbeihilfe ab 1. Jänner 1992
monatlich um 1 650 S; ab 1. Juli 1992 monatlich um
1 700 S."

2. Nach § 50 a wird folgender § 50 b eingefügt:

„§ 50 b. § 8 Abs. 2 bis 4 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 696/1991 tritt mit
1. Jänner 1992 in Kraft."

Artikel II

Für das Jahr 1992 erhöht sich der gemäß § 39
Abs. 3 des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967,
BGBl. Nr. 376, zu leistende Beitrag des Ausgleichs-
fonds für Familienbeihilfen zum Gesamtaufwand
(Barleistung einschließlich der hierauf entfallenden
Krankenversicherungsbeiträge) für das Karenzur-
laubsgeld im zweiten Lebensjahr des Kindes auf
100 vH. Darunter ist der Gesamtaufwand für
Karenzurlaubsgeld ab dem 309. Kalendertag ab
Beginn der jeweiligen Karenzurlaubsgeldbezüge bis
zum Ende des Leistungsbezuges, höchstens bis zur
Vollendung des zweiten Lebensjahres des Kindes,
bei Karenzurlaubsgeld bei Teilzeitbeschäftigung
aber höchstens bis zur Vollendung des dritten
Lebensjahres des Kindes, zu verstehen.

Artikel III

Der Reservefonds für Familienbeihilfen hat dem
Bund (Bundesminister für Finanzen) im Jahr 1992
einen Pauschalbetrag von 100 Millionen Schilling
zu zahlen, der ausschließlich für die Schaffung der
erforderlichen ADV-Infrastruktur (Hard- und
Software) in den mit der Vollziehung des
Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 befaßten Ab-
gabenbehörden zu verwenden ist.

Waldheim

Vranitzky
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697. Bundesgesetz, mit dem das Körper-
schaftsteuergesetz 1988 und das Nationalbank-

gesetz 1984 geändert werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Körperschaftsteuergesetz 1988, BGBL
Nr. 401/1988, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr. 660/1989 und BGBl. Nr. 281/1990 wird
wie folgt geändert:

§ 5 Z 1 und Z 2 lauten:

„1. Die Österreichischen Bundesbahnen.
2. Die staatlichen Monopolbetriebe, soweit sie

nicht in eine privatrechtliche Form gekleidet
sind."

Artikel II

Das Nationalbankgesetz 1984, BGBl. Nr. 50/
1984, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.

Nr. 612/1986, 605/1987 und 597/1988 wird wie
folgt geändert:

1. §72 Abs. 1 lautet:

„(1) Das geschäftliche Ergebnis des gemäß § 67
unter Beachtung von § 69 Abs. 1 erstellten Jahresab-
schlusses ist als Einkommen im Sinne des § 22 Abs. 1
des Körperschaftsteuergesetzes 1988 der Steuerbe-
messung zugrunde zu legen. Die Körperschaft-
steuer ist beim Einkommen nicht zu berücksichti-
gen."

2. Die bisherigen Absätze 1, 2, 3 und 4 erhalten
die Bezeichnung 2, 3, 4 und 5.

Artikel III

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1992 in
Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Finanzen betraut.

Waldheim

Vranitzky

698. Bundesgesetz, mit dem das Ausgleichsabgabegesetz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Ausgleichsabgabegesetz, BGBl. Nr. 219/1967, zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 663/1987, wird
wie folgt geändert:

1. Im §1 Abs. 3 lit. a werden nach der Nummer 1107 folgende Unternummern des Zolltarifes
eingefügt:

2. Im § 2 Abs. 2 wird nach der Nummer 1107 folgende Nummer des Zolltarifs eingefügt:

3. Die Unternummer 1517 90 A in der Anlage entfällt.

4. Der bisherige § 8 erhält die Absatzbezeichnung „(1)"

5. Als neuer Abs. 2 wird angefügt:

„(2) Die Unternummern 1517 10 und 1517 90 A im § 1 Abs. 3 lit. a, die Nummern 1517 im § 2 Abs. 2
und der Entfall der Unternummer 1517 90 A in der Anlage des Ausgleichsabgabegesetzes in der Fassung des
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Bundesgesetzes BGBl. Nr. 698/1991 treten mit 1. Jänner 1992 in Kraft. Verordnungen auf Grund des
Ausgleichsabgabegesetzes in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 698/1991 können bereits ab dem
auf die Kundmachung folgenden Tag erlassen werden; sie dürfen jedoch frühestens mit 1. Jänner 1992 in
Kraft gesetzt werden."

Waldheim

Vranitzky
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